
Aktion zum Mitmachen: Deutschland wählt atomwa� enfrei

„85 % der Bevölkerung wollen den Abzug der Atomwaffen aus Deutschland. Für ein Atomwaf-
fenverbot sind 93 %“, steht auf der Rückseite des Kärtchens. Sie können das Kärtchen an Ih-
ren Bundestagswahlkandidaten bzw. Kandidatin schicken. Die Forderung an Ihren MdB lautet: 
„Bitte setzen Sie sich dafür ein, dass die US-Atomwaffen aus Deutschland abgezogen werden 
und die Bundesregierung in der nächsten Legislaturperiode einem Atomwaffenverbotsvertrag 
zustimmt.“

Eine ausführlichere Würdigung und Erklärung des Verbotsvertrags � ndet sich unter: 
ippnw.de/bits/hiroshima-17 

Bitte unterstützen Sie das Engagement der IPPNW. Online über:
https://www.ippnw.de/aktiv-werden/spenden.html 

Oder überweisen an Empfänger:
IPPNW e.V., Körtestr. 10, 10967 Berlin 
IBAN: DE39100205000002222210, BIC: BFSWDE33BER, Betreff: Hiroshima-Tag 2017

/////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////

Unser Rezept für Frieden: Atomwa�en verbieten

85  % der BundesbürgerInnen sind für den Abzug der Atomwaffen 
aus Deutschland. 93  % befürworten ein Verbot. 
Die IPPNW setzt sich dafür ein, dass die US-Atomwaffen aus der BRD 
abgezogen werden und die Bundesregierung einem Atomwaffenver-
botsvertrag zustimmt.  Machen Sie mit! http://nuclearban.de
Mehr Infos unter: www.ippnw.de/atomwa�enfrei
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Unser Rezept für Frieden: Atomwa� en verbieten

///////////////////////////////////////////////////////////// Hiroshima und Nagasaki-Gedenktage

Die Opfer von Hiroshima und Nagasaki mahnen zur Abrüstung aller Atom-
waffen. Am 6. August 1945 wurde die japanische Stadt Hiroshima durch 
eine Atombombe zerstört. Drei Tage später ereilte Nagasaki das gleiche 
Schicksal. Das nach 1949 einsetzende atomare Wettrüsten führte zu ei-
nem ganz neuen Bedrohungspotential: Zum ersten Mal wurde es möglich, 
die gesamte Menschheit zu vernichten. Jedes Jahr gedenken viele Mitglie-
der der IPPNW und Initiativen durch örtliche Veranstaltungen den Opfern 
und mahnen zur Abrüstung aller Atomwaffen.
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Deutsche Sektion der 
Internationalen Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges / 
Ärzte in sozialer Verantwor-
tung e.V.
Körtestr. 10 · 10967 Berlin
Telefon: 030/698 07 40 
Telefax: 030/693 81 66
E-Mail ippnw@ippnw.de 
www.ippnw.de
Redaktion, Juli 2017

Internationale Ärzte für die Verhütung 
des Atomkrieges/Ärzte in sozialer Verantwortung e. V. (IPPNW)

Es ist vollbracht: Seit dem 7. Juli gibt es endlich einen Vertrag über ein Verbot von Atom-
waffen (Treaty on the Prohibition of Nuclear Weapons). Dieser Vertrag ist ein erster Schritt 
für einen Paradigmenwechsel in der atomaren Abrüstung: weg von der derzeitigen instabilen 
und gefährlichen Weltordnung, dominiert von Atomwaffenstaaten, hin zu einer Welt, wo die 
universellen menschlichen Bedürfnisse nach Leben, Sicherheit und Gesundheit wichtiger 
sind als nationale machtpolitische Interessen. Denn trotz internationaler Bemühungen 
wie dem Atomwaffensperrvertrag wurden Atomwaffen zu einem integralen Bestandteil der 
Außen- und Verteidigungspolitik von immer mehr Staaten, die meinen, vermeintliche Sicher-
heit durch Abschreckung erzielen zu können.

Die entstandene Welt-Unordnung bedroht uns gleich doppelt: zum einen durch die Mög-
lichkeit einer atomaren Eskalation zwischen den Großmächten USA und Russland und zum 
anderen durch die wachsende Zahl an Atomwaffen-Staaten. Die Situation auf der koreani-
schen Halbinsel ist hierfür ein aktuelles Beispiel: Das Land gibt an, Interkontinentalraketen 
zu besitzen, die den nordamerikanischen Kontinent erreichen können. Nikki Haley, 
US-Botschafterin bei den Vereinten Nationen, wie auch James Mattis, der US-Verteidigungs-
minister, sehen keinen Spielraum mehr für diplomatische Lösungen und drohen Nordkorea 
mit allen verfügbaren militärischen Mitteln – eben auch mit einem Atomwaffeneinsatz. 
Nordkorea beantwortet das Zusammenziehen von US-amerikanischen und südkoreanischen 
Truppen seinerseits mit der Warnung vor einem Atomkrieg.

Das sind Schreckensbilder eines Szenarios, welches die ganze Menschheit in Mitleiden-
schaft ziehen würde. Auf diese Androhung reagierte eine große Mehrheit der Staaten der 
Welt mit der einzigen sinnvollen Antwort: der völkerrechtlichen Ächtung von Atomwaffen. 
Dieser Schritt ist nötig, denn eine Umkehr der Atomwaffenstaaten war und ist nicht erkenn-
bar. Vielmehr modernisieren sie für Milliardensummen ihre nuklearen Arsenale. Sie wollen 
Atomwaffensysteme, die präziser und in der Wirkung angeblich kontrollierbarer sein sollen. 
Das kann Politik und Militärs ihren Einsatz erleichtern. Schließlich sind noch immer 1.800 
strategische Atomwaffen in Alarmbereitschaft. Sie können innerhalb von Minuten gestartet 
werden.

Gegen diese Bedrohung fanden sich in den vergangenen Jahren viele Staaten und zivilge-
sellschaftliche Gruppen zusammen: Sie teilten die tiefe Besorgnis über die katastropha-
len humanitären Folgen von Atomwaffen. Unter Führung der österreichischen Regierung 
entstand die diplomatische Initiative „Humanitäre Selbstverp� ichtung“, die aufgrund der 
katastrophalen Folgen von Atomwaffen eine Verbotsinitiative der UN forderte und der sich 
immer mehr Staaten anschlossen.

Atomwa� enverbotsvertrag –
Der Weg aus der atomaren Geiselhaft

Jetzt unterstützen: 

Was Sie tun können, 

lesen Sie auf Seite 4!
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Keine Fake-News:
Deutsche Soldaten üben
den Einsatz von Atomwa�en.

Aus diesen Anfängen ist der jetzt vorliegende Verbotsvertrag entstanden. Er belegt, dass die 
internationale Gemeinschaft den Sonderstatus der Atommächte nicht länger akzeptiert. Zwei 
Drittel aller UN-Mitglieder beteiligten sich konstruktiv an den Verhandlungen. Sie taten dies 
gegen den immensen Druck der Atomwaffenstaaten und ihrer Verbündeten, die an ihrer ato-
maren Abschreckung festhalten wollen. Deutschland spielte hierbei eine unrühmliche Rolle 
und nahm noch nicht einmal an den Verhandlungen teil.
122 Staaten haben für den Vertrag zum Verbot von Atomwaffen gestimmt. Das zukünftig 
völkerrechtlich bindende Abkommen verbietet neben der Herstellung, dem Einsatz und 
dem Besitz von Atomwaffen auch die Androhung eines Nuklearschlages sowie die Stationie-
rung von Atomwaffen in anderen Staaten. Damit wird nach Inkrafttreten des Vertrages die 
Bundesregierung künftig mit der nuklearen Teilhabe in der NATO und der Verfügung über 
US-Atomwaffen in Deutschland gegen geltendes Völkerrecht verstoßen.

Auch wenn der Verbotsvertrag selbst noch keinen einzigen Atomsprengkopf abschaffen wird, 
stellt er doch unmissverständlich fest, dass der Besitz von Atomwaffen mit dem humanitä-
ren Völkerrecht nicht vereinbar ist. Er erhöht damit den rechtlichen und moralischen Druck 
auf die neun Atomwaffenstaaten, die Welt nicht länger in atomare Geiselhaft zu nehmen.
Der Vertrag muss sich zunächst im internationalen Völkerrecht etablieren und argumentativ 
angewendet werden. Dies wird sicherlich im Rahmen der Konferenzen zur Überprüfung des 
Atomwaffensperrvertrags geschehen. Mit dem Verbotsvertrag haben die atomwaffenfreien 
Staaten jetzt ein wirkungsvolles Mittel, mit mehr Druck auf die Abrüstungsverp�ichtung der 
Atomwaffenstaaten hinzuweisen.
Auch die Zivilgesellschaft kann den Vertrag für ihr Engagement nutzen und fordern, dass die 
Atomwaffenstaaten und ihre Bündnispartner sich nicht nur auf die schwachen Totschlagsar-
gumente der „Realpolitik“ stützen. Künftige Regierungen und Parlamente sind nun politisch 
gefordert, sich mit dem Atomwaffenverbot auseinanderzusetzen. Sie werden immer wieder 
prüfen müssen, ob sie nicht doch mit der Mehrheit der Staaten gehen und Atomwaffen 
endgültig abschaffen wollen.

Diesen Prozess begleitend werden Strukturen zwischenstaatlicher Sicherheits- und Vertrau-
ensmaßnahmen zu entwickeln sein. Dabei die jeweiligen Zivilgesellschaften einzubinden 
oder überhaupt ihre Entwicklung zuzulassen wird für die notwendige Überwindung des 
herrschenden Abschreckungsdenkens besonders wichtig sein. Die Abrüstungsbemühungen 
müssen sich in das Ziel der Schaffung einer gerechteren Weltordnung einordnen.

Unser Engagement bleibt nötig!
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Immer wieder: In Büchel Kante zeigen

In Büchel lagern bis zu 20 US-Atomwaffen, einsatzbereit für deutsche 
Tornados. Das ist der waffentechnische Teil der nuklearen Teilhabe 
Deutschlands im Rahmen der NATO. Seit vielen Jahren ist die deutsche 
Friedensbewegung immer wieder vor Ort und fordert den Abzug dieser 
Atomwaffen. Seit vielen Jahren ist dort ebenfalls die IPPNW präsent. Mit 
Demonstrationen und Aktionen des zivilen Ungehorsams. Und dieses Jahr 
mit einem Symposium ausländischer IPPNW-Gäste zu den Verbotsver-
handlungen in New York.

Der Kampf für die Abrüstung aller Atomwaffen geht weiter.  
Dafür engagiert sich die IPPNW – und wünscht sich das mit Ihnen zu tun.
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/////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////////Flagge zeigen für eine atomwa�enfreie Welt

In über 150 deutschen Gemeinden und Städten �ndet an jedem 8. Juli 
der Flaggentag der Bürgermeister für den Frieden statt. Am 8. Juli 1996 
hatte der Internationale Gerichtshof in einem Rechtsgutachten im Auftrag 
der Generalversammlung der UN festgestellt, dass die Androhung und der 
Einsatz von Atomwaffen grundsätzlich völkerrechtswidrig sind. Unter dem 
Motto „Städte sind keine Zielscheiben“ treten die Bürgermeister für den 
Frieden für die Abschaffung der Atomwaffen und für den Abschluss eines 
internationalen Verbotsvertrages ein.
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„Auch wenn der Verbots-
vertrag selbst noch keinen 
einzigen Atomsprengkopf ab-
schaffen wird, stellt er doch 
unmissverständlich fest, dass 
der Besitz von Atomwaffen 
mit dem humanitären Völker-
recht nicht vereinbar ist. “

Jetzt engagieren:

Einfach Postkarte an 

der gepunkteten Linie 

ausschneiden und an 

MdB-Kandidatin oder 

Kandidaten schicken.


